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Mitbestimmung zwischen Gesetzestext 
und Wirklichkeit
Wilhelm Adamy, Köln

Schlagartig verschlechterte sich das soziale Klima zwischen Gewerl<schaften und Unternehmensleitung, 
als der Vorstand der Mannesmann AG im Juni dieses Jahres betriebswirtschaftlich begründete Umstruk­
turierungspläne vorlegte, die mit einer Einschränkung der gewerkschaftlichen Partizipationsmöglichkei­
ten einhergehen würden. Bislang konnte zwischen den beiden Parteien keine Einigung erzielt werden. 
Der Konflikt wurde auf die Zeit nach der Bundestagswahl vertagt. Die unterschiedlichen Positionen schil­
dert der folgende Beitrag.

MANNESMANN

Der aktuelle Konflikt zwischen der IG IVIetall und der 
Mannesmann AG vollzieht sich vor dem Hinter­

grund von drei inhaltlich verschiedenen, miteinander 
rivalisierenden Mitbestimmungsgesetzen, die im Fall 
Mannesmann potentiell Anwendung finden können. 
Kennzeichnend fijr dieses historisch gewachsene Sy­
stem der Mitbestimmung auf Unternehmensebene 
sind Unterschiede sowohl hinsichtlich der Reichweite 
der Partizipationsmöglichkeiten als auch hinsichtlich 
der formalrechtlichen Anwendungsvoraussetzungen 
der einzelnen Rechtsnormen:

Die Montan-Mitbestimmung findet ausschließlich 
Anwendung auf Kapitalgesellschaften des Bergbaus 
sowie der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie. Die 
aus dieser gesetzlichen Regelung ableitbaren Mitwir- 
kungsmöglichkeiten manifestieren sich für die Arbeit­
nehmerschaft primär in folgenden Bestimmungen:

□  Das Kontrollorgan des Aufsichtsrates ist paritätisch 
von Arbeitnehmer- und Anteilseignervertretern sowie 
einem zusätzlichen ,,neutralen“ Mitglied zu besetzen.

□  Die Arbeitnehmerbank besteht aus unternehmens­
internen und -externen Arbeitnehmervertretern, wobei 
letzteren ein leichtes Übergewicht gegenüber der Be­
legschaftsvertretung eingeräumt wird; die Wahl der Ar­
beitnehmervertreter ist an ein zwingendes Vorschlags­
recht von Gewerkschaft und Betriebsrat gebunden.

Wilhelm Adamy, 30, Dipi.-Volkswirt, is t wissen­
schaftlicher Assistent am Seminar für Sozialpoli­
tik der Universität zu Köln und Lehrbeauftragter 
der Sozialakademie Dortmund.

□  Obligatorisch ist ebenso die Wahl eines Arbeitsdi­
rektors, der gleichberechtigtes Mitglied des geschäfts­
führenden Vorstandes ist; seine Bestellung und Abbe­
rufung kann nicht gegen die Stimmenmehrheit der Ar­
beitnehmervertreter im Aufsichtsrat erfolgen.

Im Unterschied zu diesen Beteiligungsrechten 
zeichnen sich das Mitbestimmungsergänzungsgesetz 
(MitbEG) von 1956 und das Mitbestimmungsgesetz 
(MitbG) von 1976 durch folgende Besonderheit aus:

□  Während das MitbEG noch eine paritätische Beset­
zung des Aufsichtsrates entsprechend der Montan- 
Regelung garantiert (solange der Wertschöpfungsan­
teil des Montanbereichs mindestens 50 % beträgt), si­
chert das MitbG der Kapitalseite bereits einen An­
spruch auf die Bestellung des Aufsichtsratsvorsitzen­
den, dem nunmehr -  zur Auflösung von Pattsituatio­
nen -  ein Doppelstimmrecht eingeräumt wird. Diese 
Regelung wird mit dem Wegfall des ,,neutralen“ Auf­
sichtsratsmitglieds begründet.

□  Das zwingende Vorschlagsrecht von Betriebsrat 
und Gewerkschaft wird aber schon nach dem MitbEG 
eingeschränkt, nach dem MitbG sogar vollständig 
durch eine unmittelbare Belegschaftswahl ersetzt. 
Gleichzeitig wird die Repräsentanz der konzernange- 
hörigen Belegschaftsvertretung zu Lasten der Ge­
werkschaftsvertreter erhöht und das Gruppenprinzip 
verstärkt. Darüber hinaus begünstigt das MitbG die 
Vertretung von Sonderinteressen, indem es den leiten­
den Angestellten einen Vertretungsanspruch auf der 
Arbeitnehmerbank des Aufsichtsrates garantiert.
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□  Beide Gesetze ermöglictien die Bestellung und Ab­
berufung des Arbeitsdirel<tors auch gegen die Stim­
menmehrheit der Arbeitnehmerbank, so daß die Sperr­
minorität der Arbeitnehmervertreter entfällt und die 
Wahl engagierter Kapitalvertreter ermöglicht wird.

Insgesamt garantiert das historisch gewachsene Sy­
stem von Mitbestimmungsrechten der Arbeitnehmer­
schaft keine einheitlichen Mitwirkungsrechte, da die in 
der Montanindustrie seit nunmehr 30 Jahren prakti­
zierte Mitbestimmung nur punktuell auf die übrigen 
Wirtschaftsbereiche übertragen wurde. Als problema­
tisch erscheint dieses Mitbestimmungssystem aus ge­
werkschaftlicher Perspektive u. a. auch deshalb, weil 
die formalrechtlichen Anwendungsvoraussetzungen 
der jeweiligen Gesetze durch eine gezielte Diversifika­
tionspolitik wie durch Fusions- und Umorganisations­
maßnahmen der Unternehmen mittelbar beeinflußbar 
sind, durch Entscheidungsprozesse also, die sich ei­
ner direkten Einflußnahme der Arbeitnehmerschaft 
weitgehend entziehen. Mehr oder weniger zwangsläu­
fig hat sich denn auch die Zahl der montan-mitbe- 
stimmten Unternehmen von zunächst 105 Gesell­
schaften in der Zwischenzeit halbiert.

Umstrukturierungspläne

Die Konzernführung und -kontrolle der über 140 
Tochtergesellschaften des Mannesmann-Konzerns, 
die in sieben Unternehmensgruppen zusammengefaßt 
sind, liegt bei der Mannesmann AG. Für die jeweilige 
Unternehmensgruppe zeichnet wiederum eine Kapital­
gesellschaft verantwortlich, die -  wie z. B. die Man­
nesmann-Röhrenwerke AG -  zwar formalrechtlich 
selbständig, wirtschaftlich jedoch abhängige Tochter­
gesellschaft der Mannesmann AG ist. Eine Ausnahme 
bilden die Mannesmann-Hüttenwerke, die gegenwär­
tig als direkte Betriebsabteilung der Konzernoberge­
sellschaft geführt werden'.

Innerhalb des Mannesmann-Konzerns wird die pari­
tätische Mitbestimmung gegenwärtig sowohl bei der 
konzernführenden Mannesmann AG praktiziert als 
auch bei der formal selbständigen Mannesmann-Röh- 
renwerken AG. Während allerdings die Anwendbarkeit 
dieses Gesetzes auf die Mannesmann AG zwingend 
vorgeschrieben ist, da die Hüttenwerke als wichtigste 
Betriebsabteilung der Konzernmutter mit der Stahler­
zeugung befaßt sind, gilt diese Mitbestimmungsrege­
lung für die Röhrenwerke zunächst nur kraft freiwilliger 
Vereinbarung, da die Zugehörigkeit der Stahlverarbei­
tung zum Montanbereich juristisch umstritten war.

Ziel der Umstrukturierungspläne ist die Integration 
der Hüttenwerke in die Röhrenwerke, an der die Man­
nesmann AG mit 75 %, die Thyssen AG mit 25 % be­
teiligt sind. Aus eigentumsrechtlichen Gründen kann 
daher die Integration nur mittels Pachtvertrag erfolgen; 
damit verbleiben die Produktionsanlagen der Hütten­
werke im unmittelbaren Eigentum der Mannesmann 
AG und werden den Röhrenwerken nur gegen Entgelt 
zur Nutzung überlassen. Die Vorteile dieser Neuorga­
nisation werden primär in einer einheitlichen Betriebs­
führung und verbesserten Möglichkeiten zur Ausnut­
zung bestehender Rationalisierungsspielräume gese­
hen (gleichzeitig dürften diese Maßnahmen allerdings 
die Vernichtung von mehr als 2000 Arbeitsplätzen zur 
Folge haben®).

Begründet wird die vom Vorstand der Mannesmann 
AG geplante Neuorganisation dann auch mit Rentabili­
tätsüberlegungen: Der Konzern verfügte im vergange­
nen Jahr zwar über genügend finanzielle Mittel, um die 
freiwilligen Rücklagen um weitere 62 Mill. DM aufzu­
stocken und den an die Aktionäre ausgeschütteten Bi­
lanzgewinn sogar noch geringfügig zu steigern, doch 
sank der offiziell ausgewiesene Jahresüberschuß ge­
genüber 1978 um 100 Mill. DM®. Diesen Gewinnrück­
gang begründete der Vorstand vor allem damit, daß 
,,es nicht gelang, die Mannesmann-Röhrenwerke über 
die Gewinnschwelle zu führen“ "*. Allein für diese Unter­
nehmenseinheit sei ein Verlust von 47 Mill. DM zu bi­
lanzieren, der in etwa den Kostenersparnissen ent­
spricht, die der Konzernvorstand von einer Neuorgani­
sation des Konzerns enwartet. Zurückgeführt wird die 
ungünstige Ertragslage der Röhrenwerke primär auf 
den internationalen Wettbewerbsdruck sowie die hohe 
Steigerung der Materialkosten®, ökonomisch sinnvoll 
scheint mithin eine Zusammenfassung des Stahl- und 
Röhrenbereichs zu sein, zumal die Mannesmann-Hüt­
tenwerke ausschließlich als Vorlieferant für die Röh­
renwerke tätig sind.

Auswirkungen auf die IVIitbestimmung

Im gegenwärtigen Konflikt zwischen IG Metall und 
Mannesmann-Vorstand dominieren jedoch die aus 
den Vorstandsplänen resultierenden Konsequenzen 
für die Mitbestimmungspraxis. Für die neu entstehen­
de Holdinggesellschaft der Mannesmann AG, die dann

Vgl. Mannesmann Geschäftsbericht 1979, S. 10 ff.

 ̂ Vgl. hierzu R. J u d i t h :  Montan-Mitbestimmung in Gefahr!, in: 
Das Mitbestimmungsgespräch, Heft 7-8/1980, 8. 150.

® Vgl. Mannesmann Geschäftsbericht 1979, S. 10 ff.

“ E. O v e r b e c l <  auf der Hauptversammlung 1980, zitiert nach: 
Rohr-Post-Zeitschrift für die Aktionäre und Geschäftsfreunde der 
Mannesmann AG, Heft 73, 8/1980, 8. 7.

 ̂ Vgl. Mannesmann Illustrierte, Heft 6-7/1980, 8. 2 f.
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selbst keinen Stahl mehr produziert, entfielen die Vor­
aussetzungen nach der Montanmitbestimmung. Damit 
verlieren diese ältesten und bisher weitreichendsten, 
gesetzlich garantierten Mitbestimmungsrechte auf Un­
ternehmensebene ihre Gültigkeit für die Konzernspitze 
der Mannesmann AG. Die Zuordnung der Mannes­
mann-Hüttenwerke zu den Röhrenwerken hätte dort 
keinerlei Auswirkungen auf die Mitbestimmungspraxis, 
da hier aufgrund vertraglicher Vereinbarungen das 
Montan-Mitbestimmungsgesetz (MonMitG) von 1951 
bereits gilt.

Darüber hinaus werden mit den geplanten Maßnah­
men der Unternehmensleitung auch die Bestimmun­
gen des MitbEG von 1956 umgangen: Zwar erstreckt 
sich der Geltungsbereich dieser Mitbestimmungsnorm 
speziell auf konzernbeherrschende Kapitalgesell­
schaften mit selbständigen oder unselbständigen 
Unternehmenseinheiten des Montanbereichs; den­
noch hat dieses Gesetz nur eine potentielle, nicht hin­
gegen eine reale Bedeutung für die neuorganisierte 
Mannesmann-Holdinggesellschaft, da der Produk­
tionsschwerpunkt des Gesamtkonzerns nicht mehr im 
Montanbereich liegt (Wertschöpfungsanteil unter 
50 %) und damit die formalen Voraussetzungen für die 
Anwendbarkeit des MitbEG nicht mehr erfüllt sind. Da­
mit verliert ein Mitbestimmungssystem seine Relevanz 
für ein ehemals schwerpunktmäßig im Montanbereich 
tätiges Unternehmen.

Aber auch die nunmehr zur Anwendung gelangende 
Rechtsnorm des MitbG von 1976 sichert nach dem 
Verständnis des Mannesmann-Vorstandes „d ie  pari­
tätische Mitbestimmung . . ,  wenn auch in anderer 
Form,“ wobei insgesamt „d ie  Mitbestimmungsrechte 
der Mannesmann-Belegschaften . . sogar gestärkt und 
enweitert“ ® würden.

Das Bundesverfassungsgericht sieht demgegen­
über im MitbG von 1976 eine Regelung, die der An­
teilseignerseite das Übergewicht einräumt, und kommt 
zu dem Ergebnis: ,.Trotz der gleichen Zahl von Auf­
sichtsratsmitgliedern der Anteilseigner und der Arbeit­
nehmer besteht im Aufsichtsrat keine Parität.“ '̂  Positiv 
bewertet wird demgegenüber die Berücksichtigung ex-

® Mannesmann Illustrierte, Heft 6-7/1980, S. 3 

 ̂ BVerfG E. 50 290 (323 f.)

® Ebenda, (361).

® Vgl. Metall -  Zeitung der Industriegewerkschaft Metall, Nr. 16, 
Heft 8/1980, 8. 9.

Vgl. Mannesmann Illustrierte,.. Heft 8/1980, S. 8 f.; Frankfurter 
Rundschau v. 9. 9. 1980, 8. 1 f.

"  Vgl, Mannesmann Illustrierte, Heft 8/1980, S. 8 f.; Presse-Informa­
tion der Mannesmann AG v. 11.8. 1980.

ferner Gewerkschaftsvertreter: ,,Denn sie erleichtert 
es, auch auf der Arbeitnehmerseite besonders qualifi­
zierte Vertreter zu entsenden, und erscheint nament­
lich geeignet, einem bei enweiterter Mitbestimmung 
nicht ohne Grund erwarteten ,Betriebsegoismus' ent­
gegenzuwirken.“ ® Faktisch wahrt dieses Gesetz mithin 
lediglich den Schein einer Parität; real sind die Arbeit­
nehmervertreter in eine Minderheitsposition gedrängt, 
wobei wiederum die Arbeitnehmerbank in verschiede­
ne gesellschaftspolitische Strömungen und Gruppie­
rungen aufgespalten werden soll.

Kompromißmöglichkeiten

Formalrechtlich verfügt der Vorstand der Mannes­
mann AG über die Möglichkeiten und Instrumente zur 
Durchsetzung seiner Unternehmenspläne. Er fordert 
Rechtssicherheit und die korrekte Anwendung der je­
weils wirksamen Gesetze. Dennoch wird wegen der 
voraussichtlichen Verschlechterung des sozialen Kli­
mas Kompromißbereitschaft bekundet. Dokumentiert 
wurde die Klimaverschlechterung u. a. am 30. Juli, als 
ca. 50 000 Arbeitnehmer in rund 50 Stahlbetrieben die 
Arbeit für eine Stunde niederlegten®. Gleichzeitig soll 
dem öffentlichen Eindruck entgegengewirkt werden, 
Mannesmann wolle Tatsachen schaffen, noch bevor 
dem neu zu wählenden Bundestag eine Änderung 
oder Konkretisierung der bestehenden Mitbestim­
mungsrechte möglich wird.

Folglich verschob die Unternehmensleitung zu­
nächst die geplante Neuorganisation auf den 1. Juli 
1981 und die noch ausstehende Aufsichtsratssitzung 
auf Anraten des ,,Neutralen“ auf den 21. November 
1980 und damit auf einen Termin nach den Bundes­
tagswahlen’ “ . Für den Fall einer Revision bestehender 
Gesetze favorisiert Mannesmann die Novellierung des 
MitbEG, mit dem Ziel, den Wertschöpfungsanteil des 
Montanbereichs für Holdinggesellschaften von bisher 
50 % auf nunmehr 30 % zu reduzieren, so daß dieses 
Gesetz für die Konzernspitze wieder greifen würde. 
Strikt abgelehnt wird hingegen eine auf den Fortbe­
stand der Montanmitbestimmung abzielende unter­
nehmensinterne Vereinbarung” . Indem Mannesmann 
die Zuständigkeit und Entscheidungskompetenz so auf 
den Gesetzgeber verlagert, wird einerseits die Man­
nesmann AG von eigener Verantwortung befreit, wäh­
rend andererseits -  im Falle auftretender Arbeitskon­
flikte -  eine rechtlich zweifelhafte Einwirkung der Ge­
werkschaft auf politische Entscheidungsinstanzen un­
terstellt werden kann.

Auch aus gewerkschaftlicher Perspektive wird zu­
nächst eine gesetzliche Normierung angestrebt, da auf
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absehbare Zeit bei anderen Stahlkonzernen wie Thys­
sen oder Klöci<ner eine ähnliche Entwicklung zu enwar- 
ten ist. Außerdem eröffnet eine Verallgemeinerung 
vertraglicher Vereinbarungen nur begrenzte rechtliche 
und politische Möglichkeiten zur Sicherung der Mon- 
tan-Mitbestimmung^^.

Aus gewerkschaftlicher Sicht vermag jedoch der 
vorliegende Kompromißvorschlag der Mannesmann 
AG nicht zu überzeugen, da die generellen -  mit der 
Aussteuerungsmöglichkeit verbundenen -  Funktions­
mängel auch des MitbEG zumindest langfristig nicht 
aufhebbar sind. Gleichzeitig ist ein freiwilliger Verzicht 
auf die paritätische Mitbestimmung für die Gewerk­
schaften aus grundsätzlichen Enwägungen nicht denk­
bar. Denn: In der „Montan-Mitbestimmung, die einzi­
ge, die den Namen Mitbestimmung überhaupt verdient 
( . . . ) ,  sehen die Gewerkschaften den Anfang einer 
Entwicklung, in der die politische Demokratie durch ei­
ne Demokratie in der Wirtschaft vervollkommnet, ja ei­
gentlich erst erreicht werden kann“ ®̂. Ausgehend von 
diesem gesellschaftsgestaltenden Mitbestimmungs­
verständnis sind die für die Gewerkschaften akzeptier­
baren Kompromißmöglichkeiten eng begrenzt: Sie for­
dern ein unbefristetes Mitbestimmungssicherungsge­
setz, dessen Anwendungsbereich durch Konzentra- 
tions- und Umstrukturierungsmaßnahmen der Unter­
nehmensleitung nicht weiter unterlaufen werden 
kann^“*.

Sollte jedoch eine gesetzliche Bestandssicherung 
der Montan-Mitbestimmung vollständig mißlingen, dro­
hen die Gewerkschaften mit tarifpolitischen Konse­
quenzen^®. Da Voraussetzung für die geplante Um­
strukturierung die Übertragung der Arbeitsverhältnisse 
von den Hütten- auf die Röhrenwerke ist, liegt nach 
gewerkschaftlichem Verständnis ein Tatbestand vor, 
der zu den traditionellen kollektivvertraglichen Rege-

Vgl. R. J u d i t h ' ,  Mannesmann spielt den Vorreiter, in; Der Ge­
werkschafter -  Monatsschrift für die Funktionäre der IG Metaii, Heft 7 / 
1980, 8. 4,

H.-O. V e t t e r ;  Montan-Mitbestimmung ist ein Modell für die 
Bundesrepublik, in; Die Quelle -  Funktionärzeitschrift des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes, Heft 9/1980, S. 457.

Vgl. R. J u d i t h ;  Montanmitbestimmung jetzt sichern, in; Der Ge­
werkschafter, Heft 9/1980, 8. 8,

Vgl. G. F e h l ;  Worüber bei Mannesmann entschieden werden 
soll, in; die Quelle, Heft 9/1980, 8, 454.

Informationen der Sozialdemokratischen Bundestagsfraktion, Aus­
gabe 652 vom 26. 6. 1980, S. 10 f.

Vgl. Frankfurter Rundschau vom 2. 9. 1980, 8. 1.

’ “ W.  M i s c h n i c k ;  Die Bundestagsfraktionen zu Aufgaben und 
Forderungen der Gewerkschaften, in; Gewerkschaftliche Monatshefte, 
Heft 8/1980, 8. 500.

Ebenda, S. 499.

lungsbereichen zählt; die inhaltliche Veränderung der 
Arbeitsverträge wäre an die Zustimmung der Gewerk­
schaft gebunden, so daß sich tarifrechtliche Möglich­
keiten zum Arbeitskampf eröffnen würden. Ob die Ge­
werkschaften jedoch tatsächlich eine offene Auseinan­
dersetzung, d. h. einen Streik anstreben werden, muß 
zumindest aus historischer Perspektive bezweifelt 
werden, da sich die Gewerkschaften bisher bei auftre­
tenden Mitbestimmungskonflikten stets als kompro­
mißbereit erwiesen und nicht mit aller Konsequenz auf 
einer Garantie der Montan-Mitbestimmung beharrten. 
Insofern richten sich gegenwärtig die gewerkschaftli­
chen Hoffnungen und Forderungen an den Gesetzge­
ber.

Hoffnung auf Gesetzgeber

Eine „optim ale“ Problemlösung verspricht man sich 
von dem kurz vor Ende der Legislaturperiode von mehr 
als 200 Bundestagsabgeordneten der SPD einge- 
brachten Gesetzentwurf, der den „Fortbestand der 
Montan-Mitbestimmung ( . . . )  auch da dauerhaft ge­
währleistet . . ,  wo der Umfang der Montan-Produktion 
. . .  oder die Mindestzahl der beschäftigten Arbeitneh­
mer nicht mehr den gesetzlich vorgeschriebenen Vor­
aussetzungen entsprechen“ ®̂. Damit würde das 
MitbEG dem MonMitbG qualitativ angeglichen und die 
Montan-Mitbestimmung in einigen Teilbereichen sogar 
enweitert werden; folglich würde die Montan-Mitbe­
stimmung auch für die neuorganisierte Mannesmann- 
Holdinggesellschaft wirksam werden.

Die realen Durchsetzungschancen dieses Entwurfs 
sind allerdings aufgrund der erheblichen Meinungsun­
terschiede zwischen den Parteien äußerst gering. 
Zwar spricht sich auch die CDU/CSU für den Erhalt der 
Montan-Mitbestimmung aus, ihre Vorschläge stimmen 
jedoch inhaltlich mit dem Kompromißvorschlag der 
Mannesmann AG überein^^.

Andere Lösungsmöglichkeiten scheint hingegen die 
FDP anzustreben. Ähnlich wie die Unternehmerseite 
wendet sie sich ,.gegen den Versuch, durch eine Aus­
weitung der Montan-Mitbestimmung zu Lasten des 
Gesetzes von 1976 den Beschäftigten von Mannes­
mann die Mitbestimmung von 1976 und damit die Aus­
übung wichtiger Rechte vorzuenthalten“ ®̂. Sie sieht im 
MitbG das modernere Reformgesetz, das ,,ein höhe­
res Maß an unmittelbarer Mitbestimmung erhalte(n), 
als dies jemals vorher erreicht worden war, auch mehr 
als bei der Montan-Mitbestimmung“ ®̂. Zwangsläufig 
legte sich die FDP öffentlich auf diese Rechtsnorm 
fest, um eine stärkere Berücksichtigung individueller 
Arbeitnehmerrechte zu Lasten der kollektiven zu errei­
chen.
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In diesem politischen Klima steigen die parlamenta­
rischen Durchsetzungschancen für einen Gesetzent­
wurf, der das IVlitbEG von 1956 faktisch fortschreibt, in­
dem der Wertschöpfungsanteil des Montan-Bereichs 
auf mindestens 30 % reduziert wird. Gleichzeitig dürf­
ten auf Druck der FDP die gewerkschaftlichen Veto­
rechte bei der Bestellung der Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat aufgehoben werden. Diese Rücknahme 
gewerkschaftlicher Handlungsmöglichkeiten könnte 
allerdings aus Sicht der Gewerkschaften eventuell 
durch die damit verbundene Ausweitung des Gel­
tungsbereichs des Gesetzes wieder kompensiert wer­
den.

Exemplarische Bedeutung

Berücksichtigt man die bisherige Mitbestimmungs­
praxis, so überrascht zunächst die Qualität des Kon­
flikts bei Mannesmann, denn ,,von einer negativen 
Einflußnahme der Mitbestimmungsträger auf die unter­
nehmenspolitische Planung der Unternehmensleitun­
gen (kann) nicht gesprochen werden“ ®̂, wie schon die 
von der Bundesregierung eingesetzte und von Bieden­
kopf geleitete Mitbestimmungskommission anmerkie. 
Ebensowenig feststellbar sind inhaltliche Veränderun­
gen unternehmerischer Initiativen oder ungünstige 
Auswirkungen auf das Rentabilitätsprinzip, die Divi­
denden- oder die Kapitalbeschaffungspolitik^'. Von ei­
ner umfassenden Kontrolle unternehmerischer Vor­
herrschaft durch das geltende Mitbestimmungssystem 
kann mithin nicht gesprochen werden. Vielmehr wer­
den -  wie die bisherige Praxis der Montan-Mitbestim- 
mung verdeutlicht -  deren Erfolge primär in günstigen 
Sozialplänen, verbessertem Kündigungsschutz sowie 
größeren Handlungsmöglichkeiten für Betriebsräte 
und Vertrauensleute gesehen.

Ungeachtet dieser ,,partnerschaftlich“ orientierten 
Mitbestimmungspraxis scheint der Stahlkonzern Man­
nesmann gegenwärtig zu keiner Lösung bereit zu sein, 
die die paritätische Mitbestimmung in ihrem Kern si­
chert. Alternative Pläne der Neuorganisation werden 
ebensowenig akzeptiert wie freiwillige Vereinbarun­
gen, die bereits in der Vergangenheit von großer Rele­
vanz für den Mannesmann-Konzern waren.

Nach Auffassung der Unternehmensleitung geht es 
lediglich um die strikte Anwendung geltenden Rechts: 
Die Voraussetzungen des MonMitG seien nicht mehr 
erfüllt, so daß nunmehr das MitbG zur Anwendung ge­
langt. Die Veränderung der unternehmerischen Ent-

scheidungsstruktur sei nicht Ziel, sondern Folge der 
beabsichtigten Maßnahme, die durch Rentabilitäts­
und Wettbewerbsdruck erzwungen sei^^. Folglich se­
hen die Arbeitgeberverbände im gewerkschaftlichen 
Bestreben nach Erhalt der Montan-Mitbestimmung 
,,den Versuch einer Manipulation des geltenden 
Rechts“ ®̂.

Die Arbeitgeberverbände verdeutlichen in ihren Ver­
lautbarungen auch stets aufs neue, daß die Mitbestim­
mungspraxis in der Montanindustrie eine historisch be­
dingte Ausnahmeregelung darstelle, deren Verallge­
meinerung ,,nicht nur eine quantitative, sondern vor al­
lem eine qualitative Veränderung der wirtschaftlichen 
und ordnungspolitischen Verhältnisse in der Bundes­
republik Deutschland bedeuten würde“ “̂*. Das Zentral­
problem der kontinuierlich auftretenden Auseinander­
setzung um die Ausgestaltung und Praktizierung von 
Mitbestimmungsrechten wird dabei in der Besetzung 
des Aufsichtsrates gesehen: „D ie  Majorität des Eigen­
tumsinteresses im Aufsichtsrat ist eine Schallgrenze. 
Das Plus der Anteilseignerseite über 50 % hinaus ist 
. . . gewissermaßen der Grenzfluß Rubikon, der den 
Bezirk d e r . . .  marktwirtschaftlichen Ordnung von je­
nem Bezirk scheidet, in dem andere Gesetze dominie­
ren.“ ®̂ Andererseits sehen auch die Gewerkschaften 
in den Mannesmann-Plänen nicht nur einen konzern­
internen Vorgang, sondern einen Tatbestand, der die 
bisher weitreichendste Mitbestimmungskonzeption in 
der Substanz aushöhlt und damit die Durchsetzungs­
chancen für Demokratisierungsbestrebungen in der 
Wirtschaft, die über das MitbG von 1976 hinausgehen, 
verringert^®.

Damit enweist sich die paritätische Mitbestimmung 
als Grenzbereich im Konflikt zwischen den Sozialkon­
trahenten, wobei in der Ausweitung der Montan-Mitbe­
stimmung entweder eine planvoll gelenkte Aushöhlung 
verfassungsrechtlich garantierter Eigentumsrechte 
oder ein unumgängliches Erfordernis zur Verbesse­
rung des demokratischen Handlungspotentials gese­
hen wird.

Bundestagsdrucksache VI/334, Bericht der Sachverständigenl<om- 
mission, 8. 43.

Vgl. ebenda, S. 41 tf.
Vgl. Mannesmann Illustrierte, Heft 6-7/1980, S. 2 f.; Handelsblatt 

vom 18./19. 7. 1980, S. 23.

Zitiert nach Handelsblatt vom 18./19. 7. 1980, 8. 24.

Stellungnahme der Arbeitgebervertreter In der Mitbestimmungs­
kommission, in: Bundestagsdrucksache VI/334, S. 171.

W. H e i n t z e I e r : Volkskapitalismus -  Freiheitliche Wirt­
schaftsordnung der Zukunft und freiheitliche Mitbestimmung, 2. Aufla­
ge, Düsseldorf-Wien 1969, S. 67.

Vgl. R. J u d i t h :  Montanmitbestimmung . . . , a. a. O., S. 150.

Bereits in der Vergangenheit erhielten Mitbestimmungskonflikte im 
Mannesmannkonzern entscheidenden Einfluß auf die generelle Aus­
gestaltung von Mitbestimmungsrechten wie z. B. bei der Etablierung 
des MitbEG. Vgl. hierzu z. B. E. L e d e r e r :  Montan-Mitbestim­
mung -  Faustpfand der Wirtschaftsdemokratie, in: Das Mitbestim­
mungsgespräch, Heft 7-8/1980, 8. 154 f.; Daten zur Geschichte der 
Mitbestimmung bei Mannesmann, hrsg. von der Presseabteilung der 
Mannesmann AG.
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Bedingt durcii diese divergierende gesellschaftspoii- 
tisciie Einscliätzung erhält der aktuelle Konflikt bei 
Mannesmann exemplarische Bedeutung^^. Die Trag­
weite der Auseinandersetzung kann mithin nicht nur 
unter isolierter Betrachtung innerbetrieblicher Prozes­
se bewertet werden, sondern muß die prinzipiellen 
Spannungsverhältnisse zwischen den Sozialkontra­
henten einbeziehen.

In historischer Perspektive zeichnet sich der Mitbe­
stimmungskonflikt dadurch aus, daß Kapitalvertreter 
1947 die paritätische Mitbestimmung forderten^®, wäh­
rend sie gegen das wesentlich defensiver ausgestalte­
te MitbG von 1976 Verfassungsklage erhoben. Dabei 
konzentrierte sich das unternehmerische Kalkül 1947 
primär auf die Abwendung der im Potsdamer Abkom­
men vorgeschriebenen Entflechtungsmaßnahmen, 
1976 hingegen auf eine möglichst restriktive verfas­
sungsrechtliche Auslegung bestehender Mitbestim­
mungsrechte. Zwangsläufig erkennen die Gewerk­
schaften in der gegenwärtigen Auseinandersetzung 
primär die Gefahr, den historisch bereits angelegten

Substanzverlust der qualifizierten Mitbestimmung fort­
zuschreiben und das ,,modernere“ Reformgesetz von 
1976 zu verallgemeinern, so daß die Durchsetzungs­
chancen des gewerkschaftlichen Ziels nach Auswei­
tung der Montan-Mitbestimmung in immer größere 
Ferne rücken.

Da beide Sozialkontrahenten diesem Konfliktbereich 
eine große gesellschaftspolitische Relevanz beimes­
sen, wird es „in  der Mitbestimmungsfrage . . .  gewiß 
noch zu weiteren harten Auseinandersetzungen von 
großer gesellschaftspolitischer Tragweite kommen. 
Der Testfall Mannesmann gibt erst einen Vorge­
schmack davon“ ®̂.

So schlug der Aufsichtsratsvorsitzende der Klöckner-Werke in ei­
nem Brief an die Gewerkschaften vom 18. 1. 1947 vor; „1. Der Auf­
sichtsrat der Klöckner-Werke wird nach dem Grundsatz der Gleich­
stellung von .Kapital und Arbeit' umgebildet. Die Vertreter der Arbeit­
nehmer sollen hierbei, zusammen mit der öffentlichen Hand, die Mehr­
heit der Sitze erhalten (. . zitiert nach; J. A n t h e s , O. B I u- 
m e u. a.; Mitbestimmung -  Ausweg oder Illusion?, Reinbek bei Ham­
burg 1972, S. 87.

Handelsblatt vom 18./19. 7. 1980, S. 23.

STEUERPOLITIK

Die Umlage der Kfz-Steuer 
auf die IVlineralölsteuer
Rudolf Dennerlein, Augsburg

Für die 9. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages wird eine umfassende Reform der Kfz-Steuer 
geplant. Ziel ist es, die Steuervorschriften und die Verwaltung zu vereinfachen, die Konstruktion umwelt­
freundlicher lUlotoren anzuregen und durch die Umlage der Kfz-Steuer auf die IVlineralölsteuer Energie zu 
sparen. Können diese Ziele realisiert werden?

Die Vorstellungen der Bundesregierung zur Reform 
der Kraftfahrzeugsteuer gehen in Richtung einer 

vollständigen oder teilweisen Abschaffung der Kfz- 
Steuer und einer entsprechenden Anhebung der Mine­
ralölsteuer auf Kraftstoffe, um den Steuerausfall zu 
kompensieren. Um größere Steuerentlastungen bei 
den Nutzfahrzeugen zu vermeiden wird überlegt, die

Dr. Rudolf Dennerlein, 30, Dipl.-Volkswirt, ist 
M itbegründer der Beratungsgesellschaft für an­
gewandte Systemforschung (BASYS) Dr. Mar­
kus Schneider -  Dr. Rudolf Dennerlein. Die For­
schungsschwerpunkte liegen auf dem Gebiet 
der indirekten Steuern und der Verkehrswissen­
schaft.

Kfz-Steuer für Diesel-Nutzfahrzeuge zumindest teil­
weise beizubehalten. Im Rahmen der Vorschläge, die 
von einer nur teilweisen Umlegung der Kfz-Steuer auf 
die Mineralölsteuer ausgehen, wird die Erhebung einer 
Zulassungssteuer für Kfz erwogen. Diese soll von der 
Größe des Hubraums des zugelassenen Pkw unab­
hängig se in \

Die wesentlichen Ziele einer Kfz-Steuerreform sind 
□  die Vereinfachung der Steuervorschriften und der 
Verwaltung: Die Bemühungen um eine Vereinfachung 
der Steuervorschriften beziehen sich mittlerweile auf 
das gesamte Steuersystem. Die Kfz-Steuerumlegung 
soll hierzu beitragen. Durch die Kfz-Steuerumlegung

' Vgl. BMF-Dokumentation Nr. 22/1979, S. 2.
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